
Der ehemalige Bundespräsident Horst Köhler hat 
dies getan: „Im vergangenen Jahrzehnt haben 
wir eine Interventionspolitik gesehen, die einem 
angesichts ihrer Kurzsichtigkeit und, ja, Inkom-
petenz den Atemverschlägt. Die Leidtragenden 
sind jetzt Millionen Frauen, Männer und Kinder 
besonders im Nahen Osten“.

Horst Köhler hielt auf dem Festakt der Deut-
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
zum 70-jährigen Jubiläum der Vereinten Nati-
onen im Oktober eine nachdenkliche, selbstkri-
tisch-ehrliche, ermutigende Rede an die Regie-
rungen und Zivilgesellschaften. 

Es gäbe eine lange Liste der globalen Heraus-
forderungen, die sich um Staatsgrenzen nicht 
scheren: Terrorismus, Ebola, Klimawandel, Mig-
ration: „All diese Themen rufen nach einer global 
governance, deren Ziel sich nicht mehr darauf 
beschränkt sicherzustellen, dass die national-
staatlichen Boote nicht miteinander kollidieren, 
sondern welche die Weltpolitik in dem einen 
Boot koordiniert, in dem alle Völker längst sit-
zen. Diese Tatsache erfordert, den Begriff des 
nationalen Interesses neu zu denken, denn un-
sere Interessen sind längst so sehr miteinander 

verwoben, dass es tatsächlich so etwas wie ein 
globales Interesse, ein globales Gemeinwohl 
gibt.“ Er forderte auf die „Chancen der Vereinten 
Nationen endlich besser zu nutzen.“

Waffenexporte und Krieg  
sind keine Hilfe
Global denken und lokal handeln, ist in der Frie-
densarbeit der Pressehütte ein durchgängiger 
Handlungsleitsatz. Den aktuellen Fragen von 

„Grenzerfahrungen“ stellten wir uns in der Frie-
densdekade am Buß- und Bettag. Zusammen mit 
den Gmünder Kirchengemeinden hatten wir ins 
Kloster der Franziskanerinnen eingeladen. 

Die Kapelle des Klosters war bis auf den letz-
ten Platz besetzt. Die neue evangelische Dekanin 
Ursula Richter von Schwäbisch Gmünd griff in 
ihrer Ansprache das Gleichnis vom barmherzigen 
Samariter auf und übertrug es auf die gegenwär-
tigen Situation. Die Aufforderung zur tätigen 
Nächstenliebe ungeachtet von Herkunft und Re-
ligion sei das zentrale Anliegen dieses Gleichnis-
ses. Münsterpfarrer Robert Kloker berichtete von 
einem Gespräch mit dem Oberbürgermeister. Eine 
wichtige Aufgabe sei Wohnraum zu finden. � → 

Flüchtlinge schützen  
und Fluchtursachen bekämpfen

„Wir müssen die Fluchtursachen bekämpfen!“ ist ein Mantra deutscher Politiker. 
Was sind die wahren Fluchtursachen? Was garantiert Sicherheit? 
Wenn wir die Fluchtursachen bekämpfen wollen, müssen wir sie zunächst ehrlich benennen. 

Foto: Irish Defense Forces
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Editorial

Pressehütte

Mit friedlichen Grüßen

Wolfgang Schlupp-Hauck (wsh) 

Liebe Friedensfreundinnen 
und -freunde,
am 2. Dezember wurde Lotte Rodi 
mit der Staufermedaille des Landes 
Baden-Württemberg für ihr Enga-
gement für Frieden und Völkerver-
ständigung geehrt. 

Wir gratulieren Ihr herzlich dazu. 
Doch Lotte und uns geht es nicht 
darum Anerkennung zu erhalten, 
auch wenn diese gut tut, vording-
liches Ziel ist es, zu einer fried-
licheren und gerechteren Welt 
beizutragen.

Dafür ist unser Engagement ge-
fordert. Jetzt wo Deutschland in 
einem weiteren Krieg mitmacht, ist 
Büchel ein Brennpunkt, nicht nur, 
weil dort die letzten Atomwaffen 
in Deutschland lagern und durch 
neue ersetzt werden sollen, son-
dern auch weil Tornados der Bun-
deswehr von dort nach Afghanistan 
und Syrien in den Kriegseinsatz 
fliegen. „Nichts ist gut in Afgha-
nistan“, sagte Margot Käsmann. 

„Nichts wird gut in Syrien“ müssen 
wir anfügen. Eine andere Welt ist 
nur möglich, wenn wir Gewalt mit 
Gewaltfreiheit überwinden.

Ich wünsche Ihnen, dass die Weih-
nachtszeit auch Momente der Ruhe 
und Besinnung bietet, um uns mit 
Energie für unser Engagement 
im nächsten Jahr zu erfüllen. Die 
Lektüre des FreiRaums soll Ihnen 
hierfür Anstöße geben.

Nach dem Gottesdienst stellte Paul Russmann, 
Sprecher der Ökumenischen Initiative „Ohne 
Rüstung leben fest: „Es geht nicht um den Schutz 
vor Flüchtlingen, sondern um den Schutz für 
Flüchtlinge“. 60 Millionen Menschen seien welt-
weit auf der Flucht, die meisten davon innerhalb 
ihrer Heimat oder in Nachbarländer. Weniger als 
5% kämen nach Europa.

Russmann kritisierte, dass die Bundesregie-
rung plane, den Rüstungshaushalt zu erhöhen. 
Mit dem Geld, das weltweit in einer Woche für 
Waffen, Soldaten und Krieg ausgegeben wird, 
könnten alle Kinder dieser Welt zwölf Jahre lang 
kostenlos zur Schule gehen. Deutschland trage 
mit Waffenlieferung von Kleinwaffen und Muni-
tion dazu bei, dass sich Kriege und gewaltsam 
ausgetragene Konflikte verschärfen – einer der 
Hauptgründe für Flucht und Vertreibung. Russ-
man erklärte: „ Wenn Europäer Fluchtgründe re-
duzieren wollen, müssen sie ihr eigenes Handeln 
so verändern, dass Lebenschancen am Herkunfts-
ort und in den Nachbarländern gefördert werden. 
Fischerei-, Agrar-, Klima-, Rohstoff- und Unter-
nehmenspolitik bieten viele Gelegenheiten.“

Russmann betonte: „Jeder hat die Möglichkeit 
zu helfen. Ein Außenminister kann anderes als 
Bürgermeister, eine Managerin anderes als eine 
Lehrerin.“ Viele zivilgesellschaftliche Initiativen 
unterstützten Flüchtlinge humanitär, juristisch, 
politisch. Es gebe aber auch zivilen Ungehorsam, 
um Schiffbrüchige zu retten, um Abschiebungen 
zu verhindern und den sozialen Schutz für Men-
schen ohne Papiere auszuweiten. In der Ausspra-
che wurden die Möglichkeiten von persönlichem 
Engagement diskutiert.

→ Die Kirchen wollen die Suche danach in ihren 
Gemeinden unterstützen und ermuntern, dort wo 
möglich, Wohnraum an die Stadt und das Landrat-
samt für Flüchtlinge zu vermieten. In die Gebete 
wurden alle Opfer von Krieg, Terror und Gewalt 
eingeschlossen. 

Foto: Wikimedia Commons/KarlGrube /Bundesministerium  
für Europa, Integration und Äusseres, Österreich 

Die Schicksale der Flüchtlinge haben uns in den 
Vorständesitzungen nicht unberührt gelassen. 
Wir haben daher beschlossen, die Pressehütte 
umzubauen. Im Erdgeschoss verbleiben ein klei-
nes und ein großes Büro für unsere Friedensar-
beit. Die oberen beiden Stockwerke werden zum 
Wohnraum für acht Flüchtlinge umgebaut. Für 
Veranstaltungen werden wir in Räume der Ge-
meinde ausweichen. Den Garten wollen wir ge-
meinsam nutzen.

Der historische Ort Pressehütte bekommt so 
in der aktuellen Situation eine neue Aufgabe: 
Zufluchtsort vor Krieg und wirtschaftlicher Un-
gerechtigkeit.

Zusammen mit Mutlangens Bürgermeister Sey-
fried und Vertretern des Landratsamtes haben 
wir die nötigen Baumaßnahmen besprochen. 
Vereinsbereich und Wohnbereich werden durch 
eine neue Wand getrennt. Die Toilettenanlage 
in Erdgeschoss wird aufgeteilt. Für die neue Nut-
zung müssen Brandschutztüren, Fenster vergrö-
ßert und Stromleitungen besser isoliert werden. 
Der Vertreter des Landratsamtes rechnete mit 
30.000,00 € Kosten für die Umbaumaßnahmen. 
Wir wollen durch Eigenleistungen den Kostenrah-
men senken. Dennoch brauchen wir, um den Um-
bau verwirklichen zu können, Ihre Unterstützung 
mit großzügigen und kleinen  Spenden.

Pressehütte umbauen:
Wir schaffen eine Wohnstätte für Flüchtlinge

Foto Staufermedallie:  
Wikimedia Commons 
Foto Pressehütte: wsh

Für den Umbau der 
Pressehütte bitten 
wir um Ihre Spende!
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Zugfahrt: Zwischen Jecken  
und Bürgermeistern
In meinem Zugabteil saßen „Elvis Presley“ und 

„Pipi Langstrumpf“ auf dem Weg zur Eröffnung 
des Kölner Karnevals. In Ypern, der belgischen 
Kleinstadt, meinem Ziel, gedachte man dem Ende 
des Ersten Weltkriegs. Hier in Flandern wurde 
erstmals Giftgas eingesetzt. Zunächst von den 
Deutschen, dann von den Alliierten. 

Am Frankfurter Flughafen traf ich auf dem 
Bahnsteig Bürgermeister Matsui und Shinichiro 
Murakami, dem Leiter des Mayor for Peace Büros 
in Hiroshima. Für Aufregung sorgte der Diebstahl 
seiner Laptoptasche. 

Im belgischen Intercity traf ich Bürgermeister 
Herrmann und Evelyn Kammissek, die als Vertre-
ter von Hannover nach Ypern unterwegs waren. 
Die beiden und ich - als Beobachter - waren die 
deutschen Teilnehmer. Im Gepäck hatten wir den 
Vorschlag für das Kunstprojekt, das ich bereits 
im Sommer mit Hannovers Oberbürgermeister 
Schostock in Hiroshima vorgestellt hatte und 
die Idee den Flaggentag international durch-
zuführen.

Ypern: Zwischen Tradition und Vision
Mit einem Empfang in Yperns Rathaus begann das 
Programm der Exekutivratssitzung. Danach ging 
es in die Kathedrale zu einer Aufführung „The 
Great War Remembered“, die an den Ersten Welt-
krieg erinnerte. Im Rahmenprogramm am war am 
folgenden Tag eine Kranzniederlegung am „Menin 
Gate“ während des „Last Post“. Täglich wird hier 
mit einem militärischen Trompetensignal den  
Gefallenen des Commonwealth im Ersten Welt-
krieg gedacht. Während bei uns in Deutschland 
die Erinnerung an die „gefallenen Helden“ inzwi-
schen meist in den Hintergrund und die Mahnung 
für den Frieden in den Vordergrund tritt, lebt 
hier noch sehr stark die Heldenverehrung. Diese 
Traditionspflege und die Aktivitäten von Ypern 
als Friedensstadt stehen in einem Spannungs-
verhältnis. Eine Ausstellung des Internationalen 

Friedensbüros „Making Peace“ beim Menin Gate 
hatte zu kontroverseren Diskussionen zwischen 
dem Verein „The Last Post Association“ und der 
Stadtverwaltung geführt.

Sitzung: Zwischen Beharren  
und Bewegung
In den Sitzungen des Exekutivrates wurde ich 
durch Sitzungskultur enttäuscht. Jeder Tages-
ordnungspunkt wurde von Hiroshima eingeleitet 
und ein Vorgehen vorgeschlagen. Dann wurde dis-
kutiert. Ohne Abstimmung oder Konsensbildung 
wurde die Diskussion beendet und ich konnte 
nicht erkennen, dass im Resümee, das wieder-
um von Hiroshima gehalten wurde, Anregungen 
aus der Diskussion aufgegriffen wurden. Einen 
Tagesordnungspunkt zur gemeinsamen Analyse 
der aktuellen politischen Lage und Ausrichtung 
der Aktivitäten der Mayors for Peace vermisste 
ich, obwohl diese dringend nötig wäre. 

Die 2020 Vision Kampagne braucht eine Neu-
orientierung. Das Ziel, dass im Jahr 2015 alle 
Atomwaffen durch eine Atomwaffenkonvention 
verboten und bis 2020 abgerüstet sind, ist über-
holt. In Ypern war bis vor kurzem das Büro der 
2020 Vision – Kampagne. Es musste aus Finanznot 
geschlossen werden. Mangels einer Alternative 
wird die Koordination nun von Hiroshima über-
nommen. � →

Erinnern ist nicht genug
Am 11.11. fuhr ich nach Belgien zur Exekutivratssitzung der Mayors for Peace. Es galt die Akti
vitäten der Mayors for Peace und der Kampagne bis zur nächsten Überprüfungskonferenz des  
nuklearen Nichtverbreitungsvertrages zu beraten. Ich erlebte Tage voller Gegensätze.

Deutschland stimmt  
gegen Atomwaffenverbot
In der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen wurden am 
7. Dezember mit großer Mehrheit 
vier Resolutionen verabschiedet, 
die ein Verbot von Atomwaf fen 
vorantreiben sollen. Die Bundesre-
gierung stellte sich gegen den Fort-
schritt in der nuklearen Abrüstung
Eine überwältigende Mehrheit der 
Staatengemeinschaft stimmte für 
vier Resolutionen, die den Weg zu 
einer umfassenden Ächtung von 
Atomwaffen ebnen können. In der 
Abstimmung im Plenum der Gene-
ralversammlung am 7. Dezember 
votierten jeweils rund 140 der 193 
Mitgliedstaaten für den Start von 
Verhandlungen über ein Atomwaf-
fenverbot, die Anerkennung der 
katastrophalen humanitären Kon-
sequenzen von Kernwaffen sowie 
für die ethische Verpflichtung, auf 
deren Abschaffung hinzuwirken. 
Ebenso sprachen sie sich für die 
Einr ichtung einer Open-ended 
Working Group (OEWG) aus.
Dieses Unterorgan der Vollver-
sammlung erlaubt es allen Staaten, 
sich abseits prozeduraler Hinder-
nisse über die konkrete rechtliche 
Umsetzung eines Atowaffenver-
bots auszutauschen.  Bisher haben 
derartige Verhandlungen nur unter 
Konsensregeln stattgefunden – ein 
Konsens, den die Atomwaf fen-
staaten stets blockiert haben. 
Die Bundesregierung hat sich 
bei der Abstimmung über die hu-
manit ären Konsequenzen von 
Atomwaffen (A/RES/70/47) sowie 
über die Einrichtung der OEWG (A/
RES/70/33) enthalten. Bei einer 
Resolution, die lediglich die ethi-
sche Verpflichtung zur Abschaffung 
von Atomwaffen beschreibt (A/
RES/70/50), stimmte Deutschland 
gar mit Nein. Ebenso stemmt sich 
Deutschland gegen die von Öster-
reich eingebrachte Resolution (A/
RES/70/48), die eine Ächtung von 
Atomwaffen fordert.
Deutschland befindet sich damit 
deutlich in der Minderheit, gemein-
sam mit den nuklear bewaffneten 
Staaten.
Noch 2012 hatte Deutschland für 
den Vorläufer der diesjährigen OE-
WG gestimmt. Deutschland setzt 
stattdessen weiterhin auf Verhand-
lungsformate, in denen die Atom-
waffenstaaten ein Vetorecht haben 
und wie bisher jeden Fortschritt 
verhindern können. So untergräbt 
die Bundesregierung die Glaubwür-
digkeit ihrer Abrüstungspolitik.

[ICAN / Julia Berghofer 
und Leo Hoffmann-Axthelm]

Hiroshimas Bürgermeister Matsui übergibt Yperns Bürgermeister ein Schild für einen Ginkgo-Setzling aus Hiroshima � [Foto: wsh]

Das Menin Gate in Ypern erinnert an   im Ersten Weltkrieg  
gefallene Soldaten� [Foto: Wikimedia Commons]
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Immer mehr Finanzinstitute 
lassen die Bombe fallen
Weltweit haben 53 Finanzunter-
nehmen Investitionen in die Pro-
duktion von Atomwaffen verboten 
oder reduziert. 

Das sind 150 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Zu diesem Ergebnis 
kommt die v ier te Ausgabe der 
Studie "Don't Bank on the Bomb" 
der niederländischen Friedensor-
ganisation PAX. Trotzdem listet 
der Bericht noch 382 Banken, Ver-
sicherungen und Rentenfonds auf, 
die seit Januar 2012 fast 500 Milli-
arden US-Dollar für die Produktion 
von nuklearen Waffensystemen zur 
Verfügung gestellt haben.

Die Top Drei der Investoren in 
Atomwaffentechnologie haben ih-
ren Sitz in den USA: Capital Group, 
State Street und Blackrock haben 
zusammen mehr als 95 Milliarden 
US-Dollar investiert. 

In Europa kommen die größten In-
vestitionen von BNP Paribas (Fran-
kreich), der Royal Bank of Scotland 
(Vereinigtes Königreich) und Crédit 
Agricole (Frankreich). 

Zehn deutsche Banken und Ver-
sicherungen invest ieren rund 
neun Milliarden Euro in Firmen, 
die die verheerendsten Massen-
vernichtungswaf fen und deren 
Trägersysteme herstellen. Darun-
ter die Deutsche Bank, die Com-
merzbank und die Allianz. Diese 
Unternehmen profitieren von Mil-
liardenverträgen für die "nukleare 
Aufrüstung", die die Atomwaffen-
staaten vorantreiben. 

Mehr als 25 Millionen US-Dollar 
investieren sie in die Firma Bo-
eing, die seit Jahrzehnten ver-
antwortlich für die Entwicklung 
und Produktion von US-Langstre-
ckenraketen ist. Boeing baut das 
Heckteil für die neue B61-12-Atom-
bombe, deren Stationierung in 
Deutschland voraussichtlich ab 
2020 geplant ist. 

Die Ausgabe der Studie “Don’t 
Bank On The Bomb” finden Sie unter 
www.dontbankonthebomb.com/
the-2015-report-is-out 
� [Pressemitteilung  

der IPPNW]

Aktionsplanung: Zwischen Erinnern  
und Erneuern
→ Der Bürgermeister von Hiroshima stellte den 
Aktionsplan vor, der neben der weitere Auswei-
tung der Mitgliederzahl und der Fortsetzung 
der Unterschriftensammlung für eine Atomwaf-
fenkonvention vor allem Erinnerungselemente  
enthält: das Pflanzen von Überlebensbäumen aus 

Hiroshima und das Entzünden der Friedensflam-
me, sowie Zeitzeugengespräche mit Überleben-
den der Atombombenabwürfe. Die Aufrüstung 
der Atomwaffen durch die sogenannten Moderni-
sierungsprogramme oder die Klage der Marschall 
Inseln vor dem Internationalen Gerichtshof oder 
die Humanitäre Selbstverpflichtung wurden nicht 
als zentrale Handlungsfelder der Arbeit der May-
ors for Peace benannt.

Eine Diskussion, wie die wachsende Mitglie-
derzahl in Richtung Feindbildabbau und Gren-
zen überwinden genutzt werden kann, wurde 
nicht geführt. Hier liegt ein Potential brach, das 
auf seine Nutzung wartet. Mayors for Peace hat 
beispielsweise Mitglieder in Russland und der 
Ukraine, oder im Iran und Israel. Daraus könn-
ten Ansätze für eine Diplomatie von unten ent-
wickelt werden.  

Auf den deutschen Vorschlag eines internati-
onalen Kunstprojektes reagierte Hiroshima mit 
der Ankündigung ein Regelwerk zu erstellen, wie 
Kunstprojekte gefördert werden. Für mich klang 
das mehr als Absage, denn als Unterstützung. 

Doch das vereinbarte Konzept von Lead Cities, 
welche die Mitgliedsbeiträge einsammeln sollen, 
eröffnet die Möglichkeit, die von Hiroshima ge-
wünschte Erinnerungsarbeit um aktuelle Themen 
und Aktionen zu ergänzen, regionale oder ak-
tuelle  politische Fragestellungen aufzugreifen 
und eigene Aktivitäten zu entwickeln. In diesen 
Rahmen wurde auch das Ausstellungsprojekt 
eingebunden. Ypern und Manchester kündigte 
Interesse an die Ausstellung die Ausstellung zu 
zeigen. Nagasakis Bürgermeister blätterte in der 
Mittagspause interessiert den Ausstellungskata-
log durch. Alyn Ware, ebenfalls Beobachter auf 
der Sitzung, übermittelte eine Interessenbekun-
dung aus Wellington Neuseeland. Hannover als 
Lead City wird nun Städte anschreiben, um einen 
Ausstellungsplan zu erarbeiten.

Zuhause: Zwischen Terroranschlag  
und Kriegsrethorik
Aus Ypern zurückgekehrt erfuhr ich zu Hause dann 
von den Anschlägen in Paris. In das Entsetzen 
über die Taten mischte sich auch das Entsetzen 
über die Rhetorik der Politiker. 

In Ypern hatten wir auch das Museum „Fland-
r ische Felder“ besucht. Es versucht, durch  

persönliche Geschichten aus allen Nationen die 
Geschichte des Ersten Weltkrieges aufzuarbei-
ten. Ich erinnerte mich an die dort dargestellt 
Kriegspropaganda der Kriegsparteien. Auf allen 
Seiten die gleiche Verteufelung des Gegners und 
die Glorifizierung der Krieger. 

Nach den ersten Trauerbekundungen folgte 
den Pariser Terroranschlägen, das Trommeln für 
Vergeltung. Entsetzt war ich, dass von der fran-
zösischen und unserer Regierung mit ähnlichen 
rhetorischen Phrasen für den Syrieneinsatz ge-
trommelt wurde und wird.

Allein an die Kriege zu erinnern reicht nicht, 
aus der Geschichte müssen auch Lehren gezo-
gen werden: „Krieg gegen den IS-Terror ist keine  
Lösung“.� [Wolfgang Schlupp-Hauck]

Der Exekutivrat der Mayors for Peace� Foto: wsh

Für die Planungen 2016 vormerken
Am 8. Juli 2016 wird sich der Veröf fent
lichung des Internationalen Gerichtshofs 
zu Atomwaffen zum zwanzigsten Mal jähren.  
Die Mayors for Peace werden mit dem Flaggen-
tag daran erinnern. 

An diesem Datum sollten wir auch den Bogen 
zur Klage der Marshallinseln gegen alle Atom-
waffenstaaten schlagen und diese unterstüt-
zen. Der Inselstaat hat den Internationalen 
Gerichtshof angerufen, weil die Atomwaffen-
staaten noch immer nicht ihrer Verpflichtung 
zur Abrüstung nachkommen.

An dieser Stelle können wir den Marshallinseln 
zum alternativen Nobelpreis gratulieren, er 
wurde seinen Bewohnern für ihren beispiel-
haften Mut verliehen, den sie mit dieser Kla-
ge zeigen.

Mayors for Peace



Im Blick // Selbstverpflichtungen
Beilage FreiRaum Nr. 4 / Dezember 2015

Im Blick zieht Bilanz: Was ist aus der öster
reichischen Selbstverpflichtung gewor-
den? Im Blick informiert: Wie sollen ab 
2016 die direkten gewaltfreien Aktionen 
in Büchel weitergehen?

Warum ist Druck auf die Atom
waffenstaaten und die deutsche 
Regierung nötig?
Eine Welt ohne Atomwaffen gehört zu den 
Gründungszielen der Vereinten Nationen. 
Doch im Nuklearwaffenbereich bleibt der 
Mittelstreckenvertrag der einzige Ver­
trag, der die vollständige Abrüstung einer 
Atomwaffengattung erreicht hat. Dass er 
zustande gekommen ist, ist ohne den Druck 
der Demonstrationen und Blockaden in den 
1980er Jahren nicht denkbar. Ansonsten 
haben USA und Sowjetunion bzw. Russland 
nur Rüstungskontrollverträge geschlossen

Vertrag mit Aufrüstung erkauft
Mit der Wahl Barack Obamas zum US-Präsi­
denten keimte die Hoffnung auf, dass nun 
Fortschritte auf dem Weg zu einer atom­
waffenfreien Welt gemacht würden. Aber 
das Gegenteil ist der Fall: Die Ratifizierung 
des Neuen START-Vertrages (Strategic Arms 
Reduction Treaty - Vertrag zur Verringerung 
strategischer Waffen) durch den US-Kon­
gress wurde von Obama erkauft mit der Zu­
sage von Milliarden Dollar für das „Lifetime 
Extension Program“ genannte nukleare Auf­
rüstungsprogramm der USA.
Die Phase der Hoffnung ist vorbei, statt­
dessen stehen wir vor einer neuen Phase 
der nuklearen Aufrüstung. Und mit den 
internationalen Krisen in der Ukraine und 
Syrien steigt mit der Konfrontation der 
USA und Russlands die Gefahr, dass Atom­
waffen eingesetzt werden könnten. Es ist 
nötig, dass die Friedensbewegung stärke­
ren Druck macht.
Im 1968 zur Unterzeichnung aufgelegten 
nukleare Nichtverbreitungsvertrag (NVV) 
verpflichtet Artikel VI alle Vertragsstaaten 
zu „Verhandlungen in redlicher Absicht“ mit 
dem Ziel, „der Beendigung des nuklearen 
Rüstungswettlaufs in naher Zukunft und 
der nuklearen Abrüstung, sowie über einen 
Vertrag über generelle und vollständige 
Abrüstung“. Die Abrüstungsverpflichtung 
wird aber nicht konkretisiert. Weder sind 
die einzelnen Schritte festgelegt, noch wird 
ein Zeitrahmen vorgegeben.

Diplomaten wünschen sich Druck
In Genf tagt die UN-Abrüstungskonferenz 
seit 17 Jahren, ohne dass sich sie dort ver­
tretenen Staaten auf eine Tagesordnung ei­
nigen können. Der letzte Vertrag, der dort 
zustande gebracht wurde, war 1996 der CTBT 
(Comprehensive Test Ban Treaty – Umfas­
sender Atomteststoppvertrag). Er ist aber 
noch nicht in Kraft, weil einige Staaten, 
allen voran die USA, ihn nicht ratifizieren.
Ungeduldige Diplomaten versuchten, auf 
dem völkerrechtlichen Weg Druck zu ma­
chen. Sie beauftragten den Internationalen 
Gerichtshof (IGH) mit einem Rechtsgutach­
ten, und dieser erklärte am 8. Juli 1996: „Es 
besteht eine völkerrechtliche Verpflich­
tung, in redlicher Absicht Verhandlungen zu 
führen und zum Abschluss zu bringen, die zu 
nuklearer Abrüstung in allen ihren Aspekten 
unter strikter und wirksamer internationa­
ler Kontrolle führen.“ Weil sich fast 20 Jahre 
später immer noch nichts tut, erhob die Re­
publik der Marshallinseln 2014 vor dem IGH 
Klage gegen alle Atomwaffenstaaten, da sie 
ihre Verpflichtungen zur nuklearen Abrüs­
tung, die aus Art. VI des Nichtverbreitungs­
vertrags und dem Völkergewohnheitsrecht 
hervorgehen, nachhaltig verletzen.� →

www.pressehuette.de

Auf der internationalen diplomatischen Ebene tut sich seit Jahren in Sachen Abrüstung nichts Wesentliches. Die Rüstungsindustrien der Atomwaffen-
staaten arbeiten an neuen Sprengköpfen und Trägersystemen; eine neue Runde des nuklearen Wettrüstens ist im Gange. Die internationalen Krisen 
und Kriege erhöhen die Gefahr eines Atomwaffeneinsatzes drastisch. Diplomaten und Friedensbewegte wollen mit Selbstverpflichtungen Druck ma-
chen für Abzug, Verbot und Verschrottung der nuklearen Massenvernichtungswaffen.� (Foto: US gov / white house)

Aufrüstung: Die in Büchel gelagerten B 61- 
Bomben sollen durch neue B 61-12 ersetzt  
werden. (Foto: US gov / DoD)



Rolle rückwärts
→ Auch in Deutschland gab es im Jahr 
2010 Hoffnung, dass die letzten US-Atom­
waffen von deutschen Boden verschwin­
den. Im Beschluss vom 26. März des Jahres 
forderte der Bundestag parteiübergreifend 
die Bundesregierung dazu auf, sich für den 
Abzug der Atomwaffen und Verhandlungen 
für eine Atomwaffenkonvention einzuset­
zen. Nur die Linke stimmte gegen den An­
trag, weil sie bei seiner Formulierung nicht 
einbezogen wurde und er ihr nicht weit ge­
nug ging. Doch nichts ist geschehen. Wie in 
Frontal berichtet und im letzten FreiRaum 
dokumentiert, hat die Bundesregierung  
die Bemühungen des damaligen Außenmi­
nisters Westerwelle hintertrieben. 

Die Behauptung der Bundesregierung, die 
Frage der nuklearen Teilhabe müsse im NA­
TO-Konsens beschlossen werden, ist falsch. 
Dänemark und Griechenland haben ihre Be­
teiligung an der nuklearen Teilhabe durch 
einseitige Willenserklärungen beendet. Die 
Bundesregierung könnte das such, wenn sie 
wollte. Stattdessen legt die Bundesregie­
rung ihre Hände in den Schoß. 
Der Abzug der Atomwaffen ist aus dem Ko­
alitionsvertrag gestrichen. Erst „Abrüs­
tungsverhandlungen zwischen den USA 
und Russland“ sollen die Voraussetzung für 
den Abzug schaffen. Die Bundeswehr hält 
weiterhin ihre Tornados in Büchel für den 

Atomwaffeneinsatz vor und bereitet sich 
auf die neuen Atombomben vor, die zurzeit 
in den USA entwickelt werden.

Drohende Aufrüstung statt Abzug
Wer dafür sorgen will, dass sich etwas in 
der deutschen- und internationalen Politik 
bewegt, muss also aktiv werden und Druck 
machen. Gespräche mit Parlamentariern 
und der Regierung in Berlin brauchen den 
Druck von Aktionen am Atomwaffenstand­
ort Büchel. Noch sind keine neuen Atom-
waffen in Büchel. Werden wir aktiv, dass 
sie niemals dorthin kommen. Sehen wir 
uns nächstes Jahr in Büchel?
� [Wolfgang Schlupp-Hauck]
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Mit Demonstrationen und Zivilem Ungehorsam 
wollen wir in steigendem Maße Druck auf die 
politischen und diplomatischen Prozesse ma-
chen, damit die Atomwaffen aus Büchel abge-
zogen und alle Atomwaffen weltweit verboten 
werden. � (Fotos von links: Sauerwein, Hiksch)

Wenn von Ländern die Rede ist, die sich in 
Sachen nuklearer Abrüstung besonders ein­
setzen, dann fällt spätestens seit Dezember 
2014 sofort der Name Österreich. Die dritte 
humanitäre Konferenz am 8. und 9.12. in 
der ehrwürdigen Wiener Hofburg hat nicht 
nur ein neues politisches Instrument her­
vorgebracht, sondern auch etwas erzeugt, 
was Alexander Kmentt gerne als „Momen­
tum“ bezeichnet. Der abrüstungspolitische 
Botschafter im österreichischen Außenmi­
nisterium hat zum Abschluss der Konferenz, 
auf der mit 158 Staaten mehr Teilnehmer als 
auf den Vorgängerkonferenzen in Mexiko 
und Norwegen zugegen waren, die zunächst 
als „Austrian Pledge“ bezeichnete Selbst­
verpflichtung lanciert. 

Ihr konnten sich alle Staaten anschließen, 
die sich für ein Verbot von Atomwaffen 
und deren Abschaffung aktiv einsetzen  
wollen. Zum Zeitpunkt der Wiener Konferenz 
hatten sich 44 nationale Delegationen der 
österreichischen Selbstverpflichtung an­
geschossen. 

Im Zusammenhang damit steht das Konzept 
eines Verbotsvertrags, eines „Ban Treaty“, 
das auf die Internationale Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) zu­
rückgeht. Die österreichische Selbstver­
pflichtung greift Formulierungen von ICAN 

Ein Jahr humanitäre Selbstverpflichtung
Genau ein Jahr ist vergangen, seit Österreich auf der dritten Konferenz über die humanitären Konsequenzen von Atomwaffen 
eine Selbstverpflichtung verkündete, um die rechtliche Lücke hin zu einem Verbot und der Vernichtung von Atomwaffen zu 
schließen. Mit der Verkündung der Selbstverpflichtung hat die Humanitäre Initiative einen neuen Anstoß bekommen. Als UN-
Resolution könnte sie in Kürze über 140 Unterstützer bekommen. Ein Rück- und Überblick von Julia Berghofer

Österreich fordert alle Vertragsstaaten des 
Atomwaffensperrvertrages auf, ihr Engage­
ment für die dringende und vollständige 
Umsetzung der aus Artikel VI bestehenden 
Verpflichtungen zu erneuern, und zu diesem 
Zweck, wirksame Maßnahmen zu ermitteln 
und zu ergreifen, um die Rechtslücke für das 
Verbot und die Beseitigung der Kernwaffen 
zu schließen. Österreich verpflichtet sich, 
mit allen Beteiligten zusammenarbeiten, 
um dieses Ziel zu erreichen. (…) 

Österreich verpflichtet sich, mit Blick auf 
die inakzeptablen humanitären Folgen 
und die damit verbundenen Risiken von 
Atomwaffen, bei den Bemühungen die­
se zu stigmatisieren, zu verbieten und zu 
beseitigen mit allen relevanten Akteuren 
Staaten, internationalen Organisationen, 
der Internationalen Rotkreuz- und Rothalb­
mond-Bewegung, Parlamentariern und der 
Zivilgesellschaft zusammen zu arbeiten.

AUSZUG AUS DER ÖSTERREICHISCHEN SELBSTVERPFLICHTUNG



auf, ohne den Verbotsvertrag zu benennen, 
lässt also auch Raum für andere Wege, wie 
die Atomwaffenkonvention. Mit dem Auf­
takt in Wien nahm die Selbstverpflichtung 
eine – man kann schon sagen – „steile Kar­
riere“. Kurz vor der Überprüfungskonfe­
renz zum Atomwaffensperrvertrag im April 
und Mai hatten sich um die 70 Staaten der 
Selbstverpflichtung  angeschlossen. 

Während der vier Wochen dauernden Ver­
handlungen im Hauptquartier der Vereinten 
Nationen drückten immer mehr Regierun­
gen ihre Zustimmung aus, so dass die „magi­
schen 100“ gegen Mitte der Überprüfungs­
konferenz erreicht wurden. Ein wenig wurde 
mit diesem Erfolg das Scheitern der Konfe­
renz insgesamt abgemildert. Waren viele 
zivilgesellschaftlichen Vertreter zunächst 
noch mit dem Gedanken nach New York ge­
gangen, dass Ende Mai unbedingt ein Kon­
sens auf dem Papier festgehalten werden 
müsse, so setzte sich ab der zweiten Hälf­
te zunehmend die Perspektive durch, dass 
die Staaten der Humanitären Initiative mit 
der Selbstverpflichtung nun ein politisches 
Druckmittel in der Hand hat. Ein Scheitern 
der Konferenz war mithin besser als einen 
halbseidenen Kompromiss zu erzielen. 

Wegen ihres großen Erfolgs 
wurde die österreichische 
Selbstverpflichtung schließlich  
in „Humanitarian Pledge“  
umbenannt – in die humanitäre 
Selbstverpflichtung. 

Mittlerweile sind auch seit der New Yorker 
Konferenz mehrere Monate vergangen. Die 
Spekulationen, dass möglicherweise die 
südafrikanische Regierung zum Jahresen­
de eine weitere humanitäre Konferenz ab­
halten würde, haben sich nicht bewahrhei­
tet – wenngleich ein Follow-up des Wiener 
Treffens in 2016 nicht ausgeschlossen ist. 
Derzeit haben 121 Staaten die Selbstver­
pflichtung unterzeichnet. Auf einer von 
ICAN Österreich veröffentlichten interak­
tiven Karte (npt.icanaustria.at) dominiert 
deshalb die Farbe Grün: Für diejenigen Staa­
ten, die sich der Humanitären Initiative an­
geschlossen haben. 

Trotz des Zulaufs, den die Selbstverpflich­
tung verzeichnen kann, machen sich Zweifel 
breit, wie es nun weitergehen soll, ob das 
von Alexander Kmentt heraufbeschwore­
ne Momentum zu halten ist. Diese Zweifel 
verkennen jedoch den Wert dessen, dass in 
Wien ein Dokument, ein Statement auf den 
Weg gebracht worden ist, das sich mitt­
lerweile in die gängige Abrüstungstermi­
nologie eingegliedert hat. Ebenso wie die 
„katastrophalen Konsequenzen“ sind die 
Ideen eines Verbotsvertrags und einer Nu­
klearwaffenkonvention zu gängigen Narra­
tiven geworden. 

Mithin erregt die Selbstverpflichtung bei 
Regierungen, die auf der Seite der Atom­
mächte stehen, ganz offensichtlich Unmut. 
So verlangte kürzlich ein ICAN-Vertreter 
in Australien die Offenlegung von dip­
lomatischen Dokumenten, in denen zum  

Ausdruck kommt, dass die Regierung nicht 
nur kritisch über die humanitäre Selbst­
verpflichtung in der Atomwaffendebatte 
nachdenkt, sondern deren Erfolge sogar 
mit Sorge verfolgt.

Nicht zu Unrecht. Denn einen weiteren gro­
ßen Schritt hat die Selbstverpflichtung in 
den letzten Wochen gemacht. Im Novem­
ber wurde in der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen über vier Atomwaffen-
spezif ische Resolutionen abgestimmt, 
unter anderem auch über die humanitäre 
Selbstverpflichtung, die als Dokument 
A/C.1/70/L.38 mit einer Mehrheit von 128 
Staaten angenommen wurde. Lediglich 29 
stimmten mit ‚Nein‘, 18 enthielten sich. 
Deutschland gehört zu den klaren Gegnern.
Bei der Endabstimmung am 7. Dezember, 
ziemlich genau ein Jahr nach der Initiierung 
der Pledge, wird nochmals über die Reso­
lutionen abgestimmt werden. An dem Tag 
werden sich vermutlich noch mehr Staaten 
zu einem Atomwaffenverbot bekennen, da 
bei der ersten Abstimmung über 15 Dele­
gationen von Ländern, die man der huma­
nitären Bewegung zurechnen kann, nicht 
anwesend waren. 

Dann wird sich deutlich zeigen, welche 
Dynamik von der Idee des Verbotsvertrags 
ausgeht – eine Dynamik, die schon jetzt 
erheblichen Druck auf die Atommächte und 
ihre NATO-Partner ausübt.
� [Julia Berghofer]
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Die „Hohe Repräsentantin der UNO für Abrüstungsfragen“ Angel Kane, der Präsident des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz, Peter Maurer, und 
der österreichische Außenminister Sebastian Kurz. � (Foto: ICAN)
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Bücheler Selbst-
verpflichtung
Mit Blick auf den ausbleibenden Abzug und 
die von den USA geplante Aufrüstung der 
Atomwaffen in Büchel sollen die Aktionen 
in Büchel verstärkt werden. Kernelement 
soll eine Selbstverpflichtung werden.  
Hier ein erster Entwurf:

Rückmeldungen dazu sind herzlich will­
kommen. 

Am 16./17. 1. 2016 wird in Köln der 
Kampagnenrat für die neue Kampagne 
gegründet. Wir brauchen noch viel mehr 
motivierte Leute, um mit großem Schwung 
für ein Ende der atomaren Bedrohung zu 
arbeiten. Anmeldung und weitere Infor-
mationen: blach@dfg-vk.de 

Solange in Büchel Atomwaffen zum Ein-
satz bereitgestellt werden, werde ich 
mindestens einmal im Jahr
- �nach Büchel kommen und an einer Aktion 

teilnehmen, 
- �mich zu Hause für eine atomwaffenfreie 

Welt einsetzen,

Ich bin bereit in Büchel:
- �selbst gewaltfreien zivilen Ungehorsam 

zu leisten
- �eine Aktion zivilen Ungehorsams zu un­

terstützen
- �an Mahnwachen und Demonstrationen 

teilzunehmen.

Dauerpräsenz und Friedensweg
In Büchel lagern zwanzig Atomwaffen. 
Zwanzig Wochen vom 26. März bis zum 9. 
August sollen jeweils Gruppen vor Ort mit ih­
ren jeweiligen Symbolen Mahnwache halten 
oder gewaltfreie Aktionen durchführen. Vor 
der Heimreise werden die künstlerischen, 
friedens- oder frauenpolitischen, religiö­
sen wie nichtreligiösen Symbole auf einem 
Grundstück beim Kreisel zum Fliegerhorst 
nahe der Bundesstraße dauerhaft und gut 
sichtbar aufgestellt werden. Auf diese Wei­
se entsteht ein dauerhafter Friedensweg.
Den Auftakt bildet der Jahrestag des Bun­
destagsbeschlusses „Deutschland muss 
deutliche Zeichen für eine Welt frei von 
Atomwaffen setzen“ und den Abschluss der 
Jahrestag des Atombombenabwurfes auf die 
Stadt Nagasaki. 
Auf www.buechel-atomwaffenfrei.de  wird 
dazu für alle ein Terminkalender öffentlich 
gemacht.

Ostermarsch
Am Ostermontag, den 28. März findet in Bü­
chel der Ostermarsch statt. In diesem Rah­
men wird der Friedensweg eröffnet, als blei­
bendes Mahnmal und Hoffnungszeichen.

Fastenkampagne
In diesem Jahr beginnt die Fastenkampagne 
am 30. Juli mit einem Internationalen Ju­
gend- Workcamp in Berlin. Die Botschaften 
aller Atomwaffenstaaten und Staaten mit 
nuklearer Teilhabe sollen zu Gesprächen 
besucht werden. Kunstaktionen sollen Öf­
fentlichkeit schaffen.

Anschließend ab dem 5. August werden die 
Fastenden und die jungen Menschen nach 
Büchel kommen. Am 9. August wird gemein­
sam das Fasten gebrochen. Der Initiativ­
kreis gegen Atomwaffen, die Pressehütte 
Mutlangen und der Internationale Versöh­
nungsbund laden herzlich dazu ein.

Kontakt
Matthias-W. Engelke
mwEngelke@outlook.de
Wolfang Schlupp-Hauck: 
redaktion@pressehuette.de
Telefon (0 71 71) 7 56 61

Büchel-Aktionen 2016

Foto: Pressehütte Foto: Hiksch

Foto: Pressehütte
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dass es nicht die Bomspotter sind, die sich nicht 
an geltendes Recht hielten, sondern die belgi-
sche Regierung, die mit der nuklearen Teilhabe 
im Rahmen der NATO-Partnerschaft gegen den 
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) verstieße. Aus 
ihrer Sicht sind die Lagerung und die Moderni-
sierung von Atomwaffen in Staaten wie Belgien, 
Deutschland und den Niederlanden illegal und 
unterminierten den Vertrag. Die Richterin hakt 
während der Aussagen der sieben an manchen 
Stellen nach. Sie hat an diesem Fall, der vor dem 
Cour Correctionnel, dem Strafgerichtshof von 
Mons gelandet ist, offensichtlich Interesse. Sté-
phanie, Jérôme Peraya und ihre Mitstreiter wollen 
das Verfahren vor das politische Gericht (Cour 
d’Assises) bringen, sie wollen, dass die Richte-
rin ihre Nicht-Zuständigkeit erklärt, so dass aus 
einer Anklage über eine Ordnungswidrigkeit eine 
politische Debatte wird. Denn dafür, dass die 

Bomspotters nun vor einem Gericht stehen, hat 
der Innenminister selbst gesorgt – für sie ein 
klares Zeichen, dass die Trennung zwischen Re-
gierung und Gerichtsbarkeit verschwimmt. Den 
Bomspotters drohen, das wussten sie seit Mona-
ten, im Ernstfall bis zu fünf Jahre Haft und eine 
Geldstrafe. Allerdings sind sie weder vorbestraft 
noch haben sie dasselbe „Verbrechen“ zweimal 
begangen. Vor allem aber haben sie zu keiner Zeit 
Gewalt angewandt oder Dinge beschädigt. Dies 
erhöht die Chancen auf einen Freispruch. Ob ihr 
Fall vor einem politischen Gericht landen wird, 
ist im Oktober noch unklar, denn auf den Urteils-
spruch der Richterin müssen die Aktivist/Innen 
vier Wochen warten. 

Am 23. November sollte das Urteil verkündet 
werden. Die Bomspotter hatten für diesen Tag 
nicht nochmals zu einer Demo aufgerufen, son-
dern luden ihre Unterstützer zu einer kleinen 
Soirée unter Freunden ein. Es gibt Anlass zum 
Feiern: Das Urteil wurde ausgesetzt durch eine 
sogenannte „Suspension du Prononcé“, die den 
politischen Charakter der Aktion anerkennt. 
Zwar ist der Prozess damit nicht vor ein politi-
sches Gericht gekommen, wie die Bomspotters 
gehofft hatten. Gleichzeitig haben sie weder 
eine Gefängnis- noch eine Geldstrafe bekommen 
und konstatieren, dass die Entscheidung „die 
guten Absichten der Angeklagten“ honoriert. 
Aus dem Akt des zivilen Ungehorsams ist damit 
keine Ordnungswidrigkeit geworden, sondern 
eine politische Handlung, die darauf abzielt, die 
Debatte über die nukleare Teilhabe in Belgien in 
die Öffentlichkeit zu bringen. Auch Stéphanie 
ist begeistert. „Das Urteil erkennt den zivilen 
Ungehorsam als Mittel einer demokratischen 
Aktion an“, sagt sie. Eine gute Basis, um weiter-
zumachen. [Julia Berghofer]

Atomwaffen auf belgischem Boden sind illegal. 
Doch angeklagt waren in Belgien sieben Ak-
tivisten und Aktivistinnen, die genau darauf 
aufmerksam machen wollten. Der deutsche 
Zweig des Internationalen Versöhungsbundes 
hat die Atomwaffengegner, die im belgischen 
Zweig „Agir pour la paix“ organisiert sind, be-
reits mit einem Solidaritätsbrief unterstützt. 
Dabei wollten wir (Julia Berghofer, Samya Korff 
und Marta Przyrembel) es jedoch nicht belassen 
und sind kurzer Hand zum Auftakt des Prozes-
ses nach Belgien gefahren. Rund 100 Atomwaf-
fengegner aus Belgien und dem europäischen 
Ausland stärken den Bomspotters den Rücken.

„Sie haben Recht. Wir müssen die Gesetze respek-
tieren“. Stéphanie Demblon, die gerade noch auf 
dem Platz vor dem Gericht in Mons, Belgien, eine 
inbrünstige Ansprache gehalten hat, steht nun 
vor der Richterin, um zu rechtfertigen, weshalb 
sie 2012 in das europäische NATO-Hauptquartier 

„Shape“ eingedrungen ist. Neben ihr sitzen ihre 
sechs Mitstreiter.

Die drei Frauen und vier Männer hatten eigent-
lich nicht mehr damit gerechnet, für eine Aktion 
angeklagt zu werden, die bereits drei Jahren zu-
rückliegt. Damals verschafften sie sich Zutritt 
zum strategischen Stützpunkt, von dem aus auch 
die belgischen Atomwaffen in Kleine Brogel ko-
ordiniert werden. Sie sind über den Zaun geklet-
tert, haben ein Video gedreht und Fotos auf dem 
Gelände und im Innern halbfertiger Gebäude 
gemacht. Zuvor sind sie bei einer anderen Aktion 
bereits in Kleine Brogel eingedrungen. Das Bild-
material zirkuliert seit 2012 im Netz. 

Die Aussagen der Aktivisten sind kurz, klar, 
präzise. Ihr Anwalt hält ein fast 15 Minuten dau-
erndes flammendes Plädoyer. Stéphanie betont, 

Unterstützung für Bomspotter

Büchel65 hat nun doch ein 
juristisches Nachspiel. 
Carsten Orth hat einen Strafbe-
fehl erhalten. Er wurde bisher als 
Einziger herausgegr if fen, dem 
juristische Konsequenzen wegen 
büchel65 drohen. 

Das Amtsger icht Cochem w ir f t 
Carsten Orth vor, 22 Aktionen als 
„Veranstalter einer öffentlichen 
Versammlung unter freien Himmel 
oder einen Aufzug ohne Anmeldung 
(§14) durchgeführt zu haben“. Zur 
Begründung wird die Homepage 
"buechel atomwaffenfrei" heran-
gezogen, auf der die Aktionen "or-
ganisiert und beworben" worden 
seien. Wegen seiner Namensnen-
nung im Impressum wird Carsten 
Or th die Organisat ionsverant-
wortung für 22 Blockadeaktionen 
angelastet. Dafür soll er mit 80 
Tagessätzen, 2.400,00 €, bestraft 
werden. 

Carsten Orth weist diese Verant-
wortung zurück: „Jede Blockade 
wurde von der jeweiligen Gruppe 
durchgeführt und verantwortet“. Er 
erläutert weiter: „Aktionen Zivilen 
Ungehorsams beinhalten gewisse 
Regelverletzungen. Man kann sie 
nicht formell anmelden.“ Außer-
dem habe es ein „Orga-Team“ ge-
geben. Carsten Orth hat Einspruch 
gegen den Strafbefehl eingelegt. 
Eine Verhandlung am Amtsgericht 
Cochem steht daher an.

Alle vom Orga-Team haben in Brie-
fen an das Gericht die gemeinsame 
Verantwortung für die Homepage 
übernommen und die Alleinverant-
wortung von Carsten für die Inhalte 
der Homepage zurückgewiesen. 
Außerdem schrieben Aktionsteil-
nehmer dem Richter, dass jede 
einzelne Blockadegruppe allein 
verantwortlich für ihr Handeln war 
und es keinen Veranstalter im Sinne 
des Versammlungsrechtes gab. 
Auch aus der Pressehütte Mutlan-
gen und von Barbara Rütting bekam 
der Richter Post. 

Wer auch noch schreiben möchte: 
Der Brief sollte an folgende Adres-
se gerichtet sein und den Hinweis 
auf das Aktenzeichen enthalten: 
Straf befehl vom 06.11. gegen 
Carsten Orth, Amtsgericht Cochem, 
Az: 2010 Js 22894/15:

 Die drei deutschen Unterstützerinnen� [Fotos Julia Berghofer]

Die belgischen Aktivisten
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Aufgewachsen in einem engagierten 
Elternhaus
Ute ist in einem Pfarrhaus aufgewachsen. 
Ihr Vater engagierte sich jahrzehntelang 
für Kriegsdienstverweigerer, ihre Mutter 
in Familie und Ehrenämtern geduldig um 
konstruktive Konfliktbearbeitung. Es wur-
de lebhaft über Krieg und Frieden disku-
tiert, wobei es, so berichtet Ute mit einem 
Schmunzeln, wohl auch schon mal ziemlich 
lautstark und ganz und gar nicht konstruk-
tiv zugegangen sein muss. In einer Zeit, in 
der Kriegsdienstverweigerung politisch 
hoch umstritten war, bedeutete dies für Ute, 
in der Schule gelegentlich für das Engage-
ment ihres Vaters angegriffen zu werden. 
Die Jugendliche entschied sich dafür, nicht 
auszuweichen, sondern inhaltlich zu argu-
mentieren. Das dafür notwendige Material 
fand sie im Arbeitszimmer ihres Vaters. Da-
runter auch das Buch „Krieg ohne Waffen?“ 
von Boserup und Mack. Als sie später als 
Studentin auf einem Auswahlseminar der 
Studienstiftung des Deutschen Volkes ein 
Kurzreferat zum Thema halten sollte, refe-
rierte sie die Hauptthesen dieses Buches. 
Und wurde aufgenommen…

Den eigenen Weg finden
Ute studierte Mathematik in Tübingen 
und engagierte sich bei „Ohne Rüstung 
Leben“. Sie beteiligte sich an der ers-
ten großen gewaltfreien Blockade eines 
Atomwaffendepots, die im Sommer 1982 in  
Großengstingen stattfand. Für uns über-
raschend war, dass die dortige Eberhard-
Finckh-Kaserne nach einem entfernten 
Verwandten ihres Großvaters benannt ist. 

Mit der Gustav-Heinemann-Initiative blo-
ckierte sie später mit Walter und Inge Jens 
in Mutlangen. Ute entschied sich bewusst 
für einen „normalen“ Beruf als Mathema-
tikerin und für Familie. Mitglied der SPD 
wurde sie schon früh. Sie sah und sieht sich 
als Teil der friedensbewegten SPD mit der 
Idee, selbst Brücken innerhalb der Partei 
zu bauen und Entscheidungen in Richtung 
Friedenspolitik mit zu beeinflussen. 

Der berufliche Weg ihres Mannes führte 
sie nach Minden in Westfalen, wo 1988 der 
bundesweite Kongress „Ohne Waffen, aber 
nicht wehrlos“ stattfand, und wo 1989 der 
Bund für Soziale Verteidigung (BSV) ge-
gründet wurde. Damit hatte sie endgültig 
ihren eigenen Schwerpunkt in der Friedens-
arbeit gefunden. Ein weiterer Umzug der 
Familie brachte sie 1992 nach Berlin. 

Zu diesem Zeitpunkt waren ihre Kinder so 
selbstständig, dass sie sich zusätzlich zu 
ihrer Arbeit in der SPD auch wieder im Bund 
für Soziale Verteidigung engagieren konnte. 
2005 wurde sie in den Vorstand gewählt. Sie 
konnte damit zwei Aspekte ihrer bisherigen 
Lebensgeschichte im Sinne ihres roten Fa-
dens einbringen, nämlich die Idee, Militär 
abzuschaffen und Konflikte gewaltfrei 
auszutragen. Parallel arbeitete sie in einer 
Teilzeitstelle im Bundespresseamt, wo sie 
lernte, wie in Berlin die obersten Bundesbe-
hörden funktionieren, welche Handlungs-
spielräume auf den verschiedenen Ebenen 
bestehen, wo die Fachkompetenzen sitzen 
und nach welchen Spielregeln das Ganze 
funktioniert. 

Friedenspolitik in den Bundestag 
bringen
Ihr innerparteiliches Engagement in der 
SPD führte dazu, dass sie 2013 angefragt 
wurde, als Direktkandidatin im Wahlkreis 
anzutreten. Seit zwei Jahren nun ist sie 
Bundestagsabgeordnete und versucht ihr 
Wissen dort einzubringen. Das sind die 
Themen Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Nichtverbreitung im gleichnamigen Unter-
ausschuss des Auswärtigen Ausschusses, 
friedenspolitische Themen im Unteraus-
schuss Zivile Krisenprävention, Konflikt-
bearbeitung und vernetztes Handeln und 
das Thema humanitäre Hilfe im Ausschuss 
für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe. 

Sie komme sich immer noch als „embed-
ded peace activist“ vor. Fast alle Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages, auch die, 
die als Mitglieder der Opposition gegen vie-
le oder alle Bundeswehreinsätze stimmen, 
halten ihrer Erfahrung nach das Militär für 
eine notwendige Institution und glauben 
letztlich daran, dass Gewalt nur mit Gegen-
gewalt bekämpft werden kann, oder dass es 
in eskalierten Konflikten oft notwendig ist, 
Partei zu ergreifen. 

Was das bedeutet, machte sie am Beispiel 
des aktuellen Russland-Ukraine-Konfliktes 
deutlich. So wäre eine rechnerisch mögliche 
rot-rot-grüne Koalition spätestens im März 
2014 wieder zerbrochen, als die Linke sich 
voll auf die Seite Russlands schlug und die 
Grünen die Position der ukrainischen Regie-
rung gegen alle kritischen Nachfragen ver-
teidigten. Sie war dann positiv überrascht, 
dass in diesem Fall ein großer Teil ihrer Frak-
tion zu der Erkenntnis kam, dass zumindest 
bei der Gewalteskalation im Donbass beide 
Seiten gleichermaßen beteiligt waren.

Wir erfahren wir auch, dass von den Ver-
tretern des Auswärtigen Amtes im Auswär-
tigen Ausschuss sehr gute Konfliktanalysen 
für Problemregionen geliefert werden, die 
deutlich erkennen lassen, wie diplomati-
sche Spielräume für Konfliktmanagement 
genutzt werden könnten. Sobald jedoch die 
Bundeswehr irgendwo beteiligt ist, geraten 
diese Analysen ins Hintertreffen zugunsten 
von militärischen Sicherheitsaspekten. 

Auf die Frage aus dem Publikum, ob sie 
mit der aktuellen Entwicklung einen neuen 
Kalten Krieg sieht, verweist sie auf deutli-
che Unterschiede zur Situation in den 60er 
und 70er Jahren. Die Situation verhärtet 
sich zwar zunehmend, jedoch gibt es viel 
mehr Ebenen der Kommunikation, z.B. in 
Form von Städtepartnerschaften, als in je-
ner Zeit. Besorgt äußert sie sich jedoch über 
Entwicklungen hin zu einem neuen Wett-
rüsten, und dass vor diesem Hintergrund 
die Chancen eines Abzugs der letzten ame-
rikanischen Atomwaffen in Deutschland, in 
Büchel, schlechter werden. Positiv sieht sie 
die neue Aufwertung der OSZE, die z.B. mit 
ihrem Einsatz in der Ukraine gestärkt wird.

Lebenshaus – Tagung »We shall overcome!«
1982 fand in Großengstingen die erste gewaltfreie Blockade eines deutschen Atomwaffenstandorts statt. Mit der Tagung »We shall 
overcome« bot das Lebenshaus Schwäbische Alb in Trossingen Gelegenheit, persönliche und politische Bilanzen zu ziehen. 
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»Gewaltfreie Alternativen aufzeigen und dafür einzustehen, ist der einzige 
Weg zu einer friedlicheren Welt.« Ute Finckh-Krämer steht frei und locker vor  
uns und verbindet in ihrer ruhigen und klaren Sprache ihren persönlichen Werdegang mit 
den großen Linien der Politik. 
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Politisierung in der kirchlichen 
Jugendarbeit
Geboren und aufgewachsen ist Jochen in 
Mannheim. Sein Elternhaus war unpoli-
tisch. Über die evangelische Jugend sei-
ner Kirchengemeinde wurde er innerhalb 
kurzer Zeit politisiert: Mitarbeit in einem 
AK Dritte Welt, eine Jugendbegegnung in 
der Partnergemeinde in der DDR und mit 16 
Jahren die Teilnahme an der großen Demo 
der Friedensbewegung 1981 in Bonn. Ab 
1986 war er zwei Jahre lang in Mutlangen in 
der Pressehütte aktiv. Aus seiner heutigen 
Sicht war dies seine „Ausbildung“ im ge-
waltfreien Widerstand gegen die Pershing 
II Raketen. Zwar war der Abzug der Pershing 
II ein Erfolg, auch dass Wackersdorf nicht 
gebaut wurde, aber der hochgefährliche 
Atommüll wurde weiter produziert und nun 
zur Aufarbeitung ins Ausland verschickt. 

Mutlangen wird zur 
Ausbildungsstelle

„Ich war schon Atomkraftgegner, bevor ich 
genau wusste, warum“, so schildert er sei-
nen Weg in den Kampf gegen die Gefahren 
der Atomkraft. Für ihn war einfach klar, dass 
das gefährlich ist. So nahm er sein Mutlan-
gen-“knowhow“ mit in den Widerstand ge-
gen die Castor-Transporte. Jochen schildert 
lebhaft, wie sie damals tagelang Transporte 
beobachteten und Informationen sammel-
ten, so wie er zuvor die Bewegungen von 
Pershing-Raketen zu ihren Alarmstellungen 
beobachtet hatte. Sein Versuch eines Studi-
ums zeigte ihm schnell, dass er ein Mann der 
Praxis ist und nicht so sehr der Theorie. Um 
sich zu finanzieren, hielt er aber Vorträge, 

schrieb Beiträge für Zeitungen und wurde 
Redakteur der Zeitschrift Graswurzelrevo-
lution. 1992 zog er ins Wendland und or-
ganisierte dort zusammen mit anderen die 
großen gewaltfreien Sitzblockaden gegen 
die Castor-Transporte im Rahmen der Kam-
pagne X-tausendmal quer. Seit dem Jahr 
2000 wurde er als Bewegungsarbeiter über 
die Bewegungsstiftung finanziert. Auch 
wenn er sich weitgehend selbst darum küm-
mern musste, „seine“ SpenderInnen zu fin-
den, hat er es doch als Privileg empfunden, 
so leben zu dürfen. Seit 2011 ist er Vollzeit 

„r ichtig angestellt“ bei der Anti-Atom-
Organisation  .ausgestrahlt – gemeinsam 
gegen Atomenergie. Auch wenn 2013 die 
Castor-Transporte nach Gorleben gesetz-
lich gestoppt wurden, so ist das Thema be-
kanntermaßen noch lange nicht vom Tisch. 

Was Jochen antreibt
Im zweiten Teil seines Beitrages sucht Jo-
chen nach den Triebfedern für sein Enga-
gement. Schon als Jugendlicher wollte er 
nicht nur einer von 5 Milliarden Menschen 
sein, sondern er wollte sich unterscheiden 
von anderen und etwas bewegen. Seine 
besondere Stärke ist es, dass er sich auf 
eine Sache fokussieren und all seine Kräfte 
mobilisieren kann. Zu seinen Erfolgen bei-
getragen hat sein „Dickschädel“ und die 
Fähigkeit, seit früher Jugend Nein-Sagen 
und Ungehorsam gelernt zu haben. 

Nicht angepasst zu sein, sich aktiv zu  
widersetzen hat er immer als Stärke erlebt. 
Ihm geht es darum, praktisch die Welt zu 
verändern. 

Dabei hat er immer wieder erlebt, wie ihn 
die sinnliche Wahrnehmung von Unrecht, 
z.B. in Form der Feldstellung einer Per-
shing II-Rakete, viel mehr motiviert, als 
davon nur zu hören. Von anderen wird ihm 
zurück gemeldet, dass sie ihn als jemanden 
erleben, der Mut und Hoffnung ausstrahlt, 
dass man etwas verändern kann. Er hat 
sich selbst gefragt, woher das in ihm rührt 
und erkannte hier die Sozialisation in der 
evangelischen Jugend. Hoffnungsvolle 
Liedtexte auf Kirchentagen und Gedichte 
der Befreiung aus Nicaragua haben in ihm 
Bilder von Mut und Zuversicht erzeugt. Und 
schließlich, so räumt er ein, spielte bei so 
mancher Entscheidung für den nächsten 
Schritt auch die Liebe eine Rolle.

Auf Erfolge schauen
Was macht seine politische Arbeit aus? Er-
folg ist möglich! Erfolg ist organisierbar! 
Das ist seine feste Überzeugung. Es scheint 
ihm auch so zu sein, dass seine persönliche 

„Null-Linie“ für die Bewertung von Proble-
men und Erfolgen woanders liegt, als bei 
vielen anderen Menschen. Auch bei großen 
Erfolgen sehen sie nur eine Verbesserung 
der Lage z.B. von minus zehn auf minus 
sieben. Damit erscheinen die Probleme im-
mer noch riesengroß. Bei ihm aber markiert 
der Ist-Zustand die Null-Linie, so dass ein 
solcher Erfolg für ihn eine Verbesserung 
von null auf plus drei darstellt. Somit wird 
alles Erreichte zum Positiven. Um Hoffnung 
zu haben, ist es auch wichtig, Erfolge zu se-
hen. In der Arbeit gegen die Atomenergie 
geht es aber oft darum, etwas zu verhindern, 
und selbst wenn das gelingt, wie z.B., dass 
ein AKW Wyhl nie gebaut wurde, so wird das 
nicht unmittelbar gesehen. Was man sieht, 
sind die noch existierenden AKW, aber nicht 
die verhinderten! Ist das nicht eine Schief-
lage in der Wahrnehmung von Erfolgen, die 
es nicht leicht macht, über Jahre aktiv zu 
sein? Und so formuliert er: „Wenn sich die 
Kleinen und scheinbar Ohnmächtigen zu-
sammenschließen, haben es die Großen 
und scheinbar Mächtigen ungeheuer schwer, 
ihren Willen durchzusetzen.“

Zum Schluss verweist Jochen auf die ihm 
häufig gestellte Frage, woher er seine Kraft 
und Energie für unermüdlichen Einsatz 
nimmt. Er antwortet dann gerne: „Andere 
Leute haben auch Hobbys, für die sie sich 
rund um die Uhr engagieren“. 

Für den FreiRaum kürzte und redigierte 
Wolfgang Schlupp-Hauck den  
im Lebenshausrundbrief erschienen  
Artikel von Axel Pfaff-Schneider.  
Der vollständige Rundbrief ist zu finden  
unter www.lebenshaus-alb.de

Jochen Stay – Mut zum Erfolg
Die Macht der scheinbar Ohnmächtigen
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Jochen Stay ist erkältet an diesem Tag, trotzdem wirkt er sprühend vor Energie, biswei-
len etwas spitzbübisch. Es sei für ihn eine Herausforderung und ungewohnt, so viel über 
sich selbst zu berichten, wo es in seinen Vorträgen, in Aktionen und Kampagnen doch 
immer um das „wir“ geht, und man seiner Meinung nach im Team doch am Besten ist.



Spenden
Friedensarbeit kostet Geld. Bitte spenden Sie 
großzügig und ermöglichen Sie uns,
➜ �die Pressehütte umzubauen, damit wir  

Flüchtlinge aufzunehmen können,
➜ �junge Menschen zu einem Aktionsworkcamp 

in Berlin und Büchel einzuladen,
➜ �Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit für Ge-

waltfreiheit zu machen.

Werben
➜ �Finden Sie neue Leserinnen und Leser für 

den FreiRaum
➜ �Laden Sie Interessierte ein, Mitglied zu wer-

den.
➜ �Sammeln Sie Unterstützer für die Bücheler 

Selbstverpflichtung

Unsere Wünsche für 2016
Aktiv bleiben oder werden

Deutschland führt Krieg, Deutschland exportiert Kriegswaffen, in Deutschland lagern immer noch 
Atomwaffen. Wehren wir uns dagegen, setzen wir uns ein für gewaltfreie und zivile Konfliktarbeit.

Wir wünschen ein gutes neues Jahr.
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